
dann für zulässig zu erachten, wenn, wie im vor­
liegenden Falle, bei einer Vertretung der Verklag­
ten durch die Volkseigene Versicherungs-Anstalt 
die sachgemäße Vorbereitung und Durchführung 
des Prozesses keine Beeinträchtigung erleidet.“

M. E. zu Unrecht verallgemeinert hiermit die Deutsche 
Versicherungs-Anstalt die Intentionen des höchsten 
Gerichts der Republik. Aus den mitgeteilten Sätzen der 
Entscheidungsgründe ergibt sich, daß die beklagte 
Stadtgemeinde von der Volkseigenen Versicherungs- 
Anstalt vertreten wurde. Eine solche Vertretung muß, 
wie das Oberste Gericht ausgesprochen hat, im Hinblick

auf § 11 Abs. 5 in Verbindung mit § 11 Abs. 4 AnglVO 
als zulässig angesehen werden. Die Voraussetzungen des 
§ 11 Abs. 5 liegen aber nicht vor, wenn die Versiche­
rungsanstalt für einen privaten Versicherungsnehmer 
auftritt. Mangels der Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 der 
Angleichungsverordnung ist demgemäß der Versiche­
rungs-Anstalt bzw. ihren Justitiaren die Berechtigung 
zur Vertretung ihrer Versicherungsnehmer in diesen 
Fällen abzusprechen.

Rechtsanwalt Dr. HANS-GÜNTER LIEHR, 
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte 

des Bezirks Potsdam.

Fragen und Antworten
Zum Verfahren in Ehesachen

Wir beginnen in diesem Heft mit der Beantwor­
tung von Fragen, die sich auf die praktische An­
wendung von neuen Rechtsnormen beziehen, bei 
deren Ausarbeitung das Ministerium der Justiz 
federführend war.

Die Beantwortung der nachstehenden Fragen 
erfolgte durch Mitarbeiter des Ministeriums der 
Justiz; die Antworten geben die Auffassung des 
Ministeriums wieder. Die Redaktion

1. Kann eine Scheidungsklage sofort abgewiesen wer­
den, weil die Klagebegründung offensichtlich nicht zum 
Erfolg führen könne?

Nein. Es ist in jedem Fall erforderlich, im vorbe­
reitenden Verfahren die Gründe der Klage zu erörtern 
und den gesamten Sachverhalt aufzuklären. Die Er­
hebung der Klage ist stets ein ernstes Anzeichen für 
eine Störung der Ehe und verlangt die Einwirkung 
des Gerichts.
2. Ist die vorbereitende Verhandlung öffentlich?

Die systematische Stellung des § 14 EheVerfO im 
Abschnitt 2 ist geeignet, den irrigen Schluß herbeizu­
führen, die vorbereitende Verhandlung in Scheidungs­
sachen sei nicht öffentlich. Das Scheidungsverfahren 
ist ein geschlossenes einheitliches Verfahren, das ledig­
lich in zwei Verfahrensabschnitte gegliedert worden 
ist. Das allgemeine Prozeßprinzip der Öffentlichkeit 
gilt daher auch für die vorbereitende Verhandlung. Im 
Interesse der erzieherischen Wirkung ist es auch nicht 
gerechtfertigt, in diesem Abschnitt des Verfahrens 
schlechthin die Öffentlichkeit auszuschließen. Das Ge­
richt ist aber auch in der vorbereitenden Verhandlung 
hierzu aus den allgemeinen und den in § 14 Abs. 2 
EheVerfO aufgeführten Gründen befugt.
3. Wie ist in der vorbereitenden Verhandlung in Schei­
dungssachen die Beweiserhebung vorzubereiten?

Gemäß § 9 EheVerfO hat das Gericht nach Erörte­
rung des Streitstoffs mit den Parteien und ihren Ver­
tretern diesen erforderlichenfalls die Angabe von Be­
weismitteln aufzugeben. Im Rahmen seiner Pflicht, die 
für die möglichst beschleunigte Erledigung des Rechts­
streits erforderlichen Anordnungen zu treffen, kann der 
Vorsitzende u. a. auch die Ladung von Zeugen veran­
lassen (§ 9 Abs. 3 EheVerfO, § 272b Abs. 2 Ziff. 4 ZPO). 
Der Vorsitzende wirkt also hier im Rahmen seiner all­
gemeinen zivilprozessualen Pflicht und Befugnis zum 
Erlaß prozeßleitender Anordnungen. Hier ist die La­
dung des Zeugen nicht von einem Beweisbeschluß ab­
hängig.

a) Ist es zulässig bzw. erforderlich, den Zeugen mit der 
Ladung zugleich das Beweisthema mitzuteilen?

Diese Frage läßt sich nicht für alle Verfahren über­
einstimmend beantworten. In jedem Fall ist der Gegen­
stand der Vernehmung mitzuteilen. Da jedoch die Par­
teien in Ehesachen in der Regel in erster Linie solche 
Zeugen benennen, denen die Verhältnisse der Ehe­
gatten bekannt sind, ist es nicht erforderlich, das Be­
weisthema genau zu präzisieren; diese Zeugen wissen 
in der Regel schon selbst, worüber sie vernommen wer­
den sollen. Macht es sich dagegen erforderlich, einen 
Zeugen zu laden, der von einer Partei ausdrücklich

nur zu einer bestimmten Frage benannt worden ist 
oder dessen Ladung das Gericht nach eigenem Ermes­
sen für erforderlich hält, so ist es selbstverständlich 
zulässig und notwendig, diesem Zeugen genau mitzu­
teilen, zu welcher Frage er gehört werden soll.
b) Wie soll das Gericht verfahren, wenn der Beweis­
führer nicht rechtzeitig vor dem Termin zur streitigen 
Verhandlung den Vorschuß zur Deckung der Auslagen 
hinterlegt, die durch die Vernehmung des Zeugen er­
wachsen? Muß insbesondere dann der gemäß § 10 Ehe­
VerfO anberaumte Termin aufgehoben und neuer Ter­
min anberaumt werden?

Die Bestimmung des § 379 ZPO — Auslagenvorschuß 
— hat keinen zwingenden Charakter; außerdem ist sie 
auf die von Amts wegen erfolgende Ladung eines Zeugen 
nicht anzuwenden. Es ist deshalb nicht notwendig, die 
Ladung des Zeugen von der Einzahlung eines Aus­
lagenvorschusses abhängig zu machen. Es sei in diesem 
Zusammenhang aber auch auf die Vorschrift des § 84 
GKG verwiesen, die die Möglichkeit gibt, vor Eintritt 
in die Beweisaufnahme die Zahlung des Vorschusses 
von der Partei, die sich auf den Zeugen beruft, zu ver­
langen. Gegebenenfalls kann die Verhandlung kurz 
unterbrochen werden, um die Einzahlung des Vorschus­
ses zu ermöglichen.
4. Kann auf eine zweite streitige Verhandlung nach 
§17 EheVerfO verzichtet werden, wenn bei Vor liegen 
der Gründe des § 3 EheVerfO eine vorbereitende Ver­
handlung nicht stattgefunden hat und eine der gelade­
nen Parteien zum streitigen Termin nicht erscheint?

§ 17 EheVerfO schließt nicht aus, daß von der Anbe­
raumung eines zweiten Termins Abstand genommen 
wird, wenn dieser offensichtlich zwecklos ist. Dies kann 
insbesondere dann der Fall sein, wenn eine der Par­
teien verschollen oder geisteskrank ist (§ 3 Ziff. 2 und 4 
EheVerfO). Voraussetzung ist, daß das Gericht diese 
Tatsachen einwandfrei geprüft und festgestellt hat. Da­
gegen kann in den Fällen des § 3 Ziff. 1 und 3 von der 
Anberaumung eines neuen Termins nicht abgesehen 
werden, da insbesondere dann, wenn eine Klage auf 
Scheidung der neuen Ehe im Falle der Todeserklärung 
anhängig ist, die Anhörung beider Parteien erforderlich 
sein dürfte.
5. Gibt es ein Rechtsmittel gegen die Einstellung des 
Verfahrens nach § 17 Abs. 3 Satz 1 EheVerfO?

In diesen Fällen ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 
Infolge der Beendigung der Wirkungen der Rechts­
hängigkeit ist es nicht angebracht, ein Rechtsmittel 
gegen einen solchen Beschluß zuzulassen. Die Klage 
kann jederzeit von neuem erhoben werden.
6. Ist gegen die einstweilige Anordnung nach § 627 ZPO 
in der Fassung des § 25 EheVerfO eine Beschwerde zu­
lässig?

Die Beschwerde ist nicht mehr zulässig, da das Ge­
setz sie nicht ausdrücklich vorsieht (vgl. § 567 Abs. 1 
ZPO). Die Beschwerde würde in diesen Fällen eine un­
nötige Verzögerung des Verfahrens bedeuten, die sich 
nicht mit der Forderung nach beschleunigter Beendi­
gung des Eheverfahrens vereinbaren läßt. Das Gericht 
kann, wenn es feststellt, daß die einstweilige Anord­
nung ganz oder teilweise nicht berechtigt war, jederzeit 
eine Änderung vornehmen. Die Konzentration und Be­
schleunigung des neuen Eheverfahrens verringert die
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